
  

Redaktion: Verkehrswacht Münster  
Haxthausenweg 39    48165 Münster 

informativ@verkehrswacht-ms.de    T. 0251-328491 
Seite 1 von 8 

Informativ     
 

 

 

 
 

 
 

1. Gurtanlegequote in Deutschland 
„Die Gesamtsicherungsquote von erwachsenen Pkw-Insassen (Fahrende, Beifahrer und 
Beifahrerinnen und Fondinsassen) lag im Querschnitt aller Straßen bei 97,9 (98,3) Prozent. Auf 
Autobahnen waren 98,3 (98,0), auf Landstraßen 97,7 (98,3) und im Innerortsbereich 98,0 (98,6) 
Prozent aller beobachteten erwachsenen Pkw-Insassen mit einem Gurt gesichert. Bezogen auf die 
Fahrenden lag die Sicherungsquote im Querschnitt aller Straßenarten im Jahr 2025 bei 98,5 (98,5) 
Prozent. Auf Autobahnen sicherten sich 99,2 (98,6), auf Landstraßen 98,0 (98,5) und im 
Innerortsbereich 98,7 (98,7) Prozent der beobachteten Insassen mit einem Gurt …. Für die 
erwachsenen Personen auf dem Beifahrersitz im Pkw vorne lag die Sicherungsquote im Querschnitt 
aller Straßenarten bei 97,4 (98,5) Prozent: Auf Autobahnen waren 97,2 (97,7), auf Landstraßen 97,9 
(98,8) und auf Innerortsstraßen 96,6 (98,9) Prozent der beobachteten Erwachsenen auf dem 
Beifahrersitz vorne gesichert. Für erwachsene Fondinsassen lag die Sicherungsquote im Querschnitt 
aller Straßenarten im Jahr 2025 bei 89,4 (93,5) Prozent. Auf Autobahnen waren 92,4 (92,6), auf 
Landstraßen 89,2 (93,0) und innerorts 86,7 (95,5) Prozent der beobachteten erwachsenen 
Fondinsassen mit einem Gurt gesichert.“ 

Quelle: BAST Daten & Fakten kompakt Ausgabe 02 | 2026 K. L. 
 

2.  Fahrradhelmtragequote in Deutschland 
„Im Jahr 2025 trugen über alle Altersgruppen hinweg 37,0 (42,6) Prozent aller beobachteten 
Radfahrenden einen Schutzhelm. Dabei lag die Helmtragequote von Fahrenden von konventionellen 
Fahrrädern bei 28,9 (34,2) Prozent, diejenige von Pedelec-Fahrenden bei 54,9 (60,9). 71,8 (84,9) 
Prozent der Kinder von 6 bis 10 Jahren trugen 2025 einen Fahrradhelm. Bei den 11- bis 16-Jährigen 
lag die Helmnutzung bei 40,1 (37,8) Prozent. Von den 17- bis 21-Jährigen trugen 20,1 (25,6) Prozent, 
von den 22- bis 30-Jährigen 21,8 (30,5) Prozent, von den 31-bis 40-Jährigen 37,1 (43,1) Prozent, von 
den 41-bis 60-Jährigen 43,7 (46,7) Prozent und von den ab 61-Jährigen 45,1 (51,4) Prozent einen 
Fahrradhelm.“    ( %  ) = 2024) 

Quelle: BAST Daten & Fakten kompakt Ausgabe 02 | 2026 K. L. 
 

3. Stundensatz für die Wartung bei E-Fahrzeugen und Verbrennern 
Der Verrechnungssatz pro Stunde beträgt bei E-Fahrzeugen in Vertragswerkstätten 147 Euro, bei 
Verbrennern 126 Euro. 

Quelle: BIX/kfz-Betrieb, ETM-Verlag v. 27.05.26 K. L. 
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4. Studie zu gemeinsamen genutzten Wegen von Fußgängern und Radfahrern 
„Die Feldstudie zeigte, dass flächenhafte Gehwege und Plätze mit Breiten zwischen 5 und 24 Metern 
im Vergleich zu linienhaften, 1,9 bis 4,5 Meter breiten Gehwegen zu deutlich weniger Konflikten 
führten. Breite, flächenhafte Wege wurden von den Zufußgehenden als sicherer und komfortabler 
bewertet. Je mehr Menschen zu Fuß oder mit dem Rad unterwegs waren, desto häufiger kam es zu 
Konflikten. In der VR-Studie verbesserten eine geringe Verkehrsdichte und niedrigere 
Radfahrgeschwindigkeiten von bis zu 10 Kilometern pro Stunde die subjektive Sicherheit der 
Zufußgehenden signifikant. Hohe Verkehrsdichten und Geschwindigkeiten von 25 Kilometern pro 
Stunde wirkten abträglich auf die subjektive Sicherheit. Insgesamt wirkte sich eine Freigabe von 
Gehwegen mit dem Zusatzzeichen 1022-10 StVO negativ auf die Qualität des Fußverkehrs aus. So 
konnten Konflikte zwischen Radfahrenden und Zufußgehenden in allen Studienteilen beobachtet 
werden. Insbesondere für Menschen mit Sehbehinderung erweisen sich Gehwege mit Freigabe für 
den Radverkehr als nachteilig.“ 

Quelle: BAST Forschung kompakt Ausgabe 10 | 2026 K. L. 
 

5. Der „Duft“ von Neuwagen – kann schädlich sein 
Der teils typische Geruch innerhalb von Neuwagen kann durchaus auch schädlich sein. Eine 
gemeinsame Untersuchung des ADAC und des Fraunhofer-Instituts hat ergeben, dass es bei manchen 
Modellen besser ist, diesen „Duft“ nicht allzu sehr zu sich zu nehmen, denn in bestimmten 
Konzentrationen können diese gesundheitsgefährdend sein, da es sich um Chemikalien handelt, die 
aus verbauten Kunststoffen und Klebern ausgasen. 

Quelle: Kfz-Betrieb v. 21.05.26, Autor: Christian Lüttmann K. L. 
 

6.  Ferngesteuerte Bremse an Laufrädern 
Eine Firma hat eine ferngesteuerte Bremse für Laufräder entwickelt. Dadurch können 
Aufsichtspersonen die Laufräder ferngesteuert bremsen, wenn die Kinder sich in Situationen begeben 
oder zu drohen begeben. 

Quelle: DVR Report1/2026 K. L. 
 

7. Erstes Mikroauto mit Diplomatenkennzeichen 
Der ständige diplomatische Vertreter der Schweiz bei der UNESCO, Benedict Wechsler, hat sich als 
Diplomatenfahrzeug ein Mikrocar ausgesucht. Der Microlino ist ein vollelektrisches, vierrädriges 
Leichtfahrzeug eines Schweizer Unternehmens. Er ist optisch an die legendäre BMW Isetta 
("Knutschkugel") angelehnt, verfügt über eine charakteristische Fronttür und ist speziell für den 
urbanen Raum konzipiert. 

Quelle: LEVA EU v. 22.05.26 K. L. 
 

8.  Europäischer Verbund zur Testung von autonomen Fahrzeugen 
Achtzehn Mitgliedstaaten der Europäischen Union haben am 08.06.26 eine gemeinsame 
Absichtserklärung zur Entwicklung groß angelegter grenzüberschreitender Testumgebungen für 
autonome Fahrzeuge unterzeichnet. 

Quelle: DVT v. 08.06.26 K. L. 
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9.  Niederlande will mehr automatisierte Verkehrsüberwachung 
Die niederländische Staatsanwaltschaft hat einen massiven Ausbau der automatisierten 
Verkehrsüberwachung angekündigt; die Zahl der Standorte, an denen automatisierte Systeme zum 
Einsatz kommen, soll von derzeit rund 650 auf mindestens 1.450 bis zum Jahr 2030 steigen. Die neue 
„Vision zur automatisierten Verkehrsüberwachung 2026–2030“, die von der für 
Verkehrsüberwachung zuständigen Stelle der Staatsanwaltschaft, Parket CVOM, veröffentlicht wurde, 
sieht den größten Ausbau der automatisierten Verkehrsüberwachung in den Niederlanden seit Jahren 
vor und zielt darauf ab, die wichtigsten risikobehafteten Verhaltensweisen im Straßenverkehr des 
Landes zu reduzieren: Wiederholungstaten, Ablenkung, Überfahren roter Ampeln, Alkohol- und 
Drogenkonsum sowie Geschwindigkeitsüberschreitungen. 
Der Ausbau wird auf einer Kombination verschiedener Technologien basieren. Fest installierte 
Geschwindigkeitskameras, Systeme zur Durchsetzung der Durchschnittsgeschwindigkeit und 
sogenannte „Flex“-Kameras, die regelmäßig zwischen verschiedenen Standorten wechseln, werden 
ebenso verstärkt eingesetzt wie die kürzlich eingeführte „Fokus-Kamera“, die auf die Nutzung von 
Handys am Steuer und das Nichtanlegen des Sicherheitsgurts abzielt. Die Staatsanwaltschaft 
argumentiert, dass mehr automatisierte Verkehrsüberwachung den Polizeibeamten den Rücken 
freihält, sich auf Fälle zu konzentrieren, in denen menschliches Eingreifen den größten Mehrwert hat, 
wie beispielsweise bei Wiederholungstätern. 

Quelle: ETSC v. 29.05.26 (frei übersetzt ohne Gewähr) K. L. 
 

10. NL-Ministerium beabsichtigt Neuerungen für Pedelecs und elektrische Leichtfz 
Das Ministerium für Infrastruktur und Wasserwirtschaft bereitet eine Änderung der Vorschriften für 
Fahrräder mit Tretunterstützung und leichte Elektrofahrzeuge (LEVs) vor, wie beispielsweise schwere 
E-Lastenfahrräder und E-Scooter. Die aktuellen Vorschriften sind darauf nicht ausreichend 
abgestimmt. Deshalb werden neue Vorschriften unter anderem für das Mindestalter, die 
Versicherung, die Zulassung und die Helmpflicht eingeführt. Voraussichtlich tritt die Helmpflicht für 
Personen bis 18 Jahre am 1. September 2027 in Kraft und die übrigen Vorschriften am 1. Januar 2028. 
Die Bürger und auch interessierte Organisationen können über die Website „Overheid.nl“ darauf 
reagieren. 

Quelle: Overheid NL, Amsterdam fietst v. 06.06.26 (frei übersetzt ohne Gewähr) K. L. 
 

11.   Neuzulassungen in der EU 
„In den ersten vier Monaten des Jahres 2026 wurden in der EU insgesamt rund 3,79 Millionen Pkw 
neu zugelassen. Das entspricht einem Plus von 4,2 Prozent gegenüber dem Vorjahreszeitraum. Die 
Zahl der neu zugelassenen Elektroautos stieg um 33,8 Prozent auf 746.899 Fahrzeuge. Damit 
erreichten batterieelektrische Modelle einen Marktanteil von 19,7 Prozent – nach 15,3 Prozent im 
gleichen Zeitraum des Vorjahres…. 
Deutschland verzeichnete bei Elektroautos in den ersten vier Monaten ein Plus von 42,8 Prozent. 
Auch Italien (+79,4 Prozent), Spanien (+71,8 Prozent) und Belgien (+31,3 Prozent) legten deutlich zu.“ 

Quelle: Elektroauto News v. 02.06.26, Autor Daniel Krenzer K. L. 
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12.  Anwohnerin platziert Blumenkübel auf Gehweg 
Eine Anwohnerin hatte Blumenkübel auf einem Gehweg platziert und kümmerte sich um diese. 
Daraufhin erhielt sie eine Anordnung der Stadt, diese unverzüglich zu entfernen. Das Ganze ging vor 
das VG Düsseldorf. Diese urteilten: „Die Stadt Mülheim an der Ruhr durfte der Antragstellerin 
aufgeben, die Blumenkübel zu entfernen, da sie diese ohne die erforderliche 
Sondernutzungserlaubnis auf einer öffentlichen Straßenfläche aufgestellt hat. Das Aufstellen der 
Blumenkübel geht nämlich über die zum Gemeingebrauch gehörenden verkehrlichen Zwecke der 
Fortbewegung, Kommunikation und Kontaktaufnahme hinaus. Es ist damit keine übliche 
Gehwegnutzung.“ 

Quelle: Justiz NRW v. 05.06.26; VG Düsseldorf, Urt. V. 05.06.26, Az. 6L716/26 K. L. 
 

13.   Mietwagen müssen zurück zum Betriebssitz 
Die „Verpflichtung zur unverzüglichen Rückkehr des Mietwagens zum Betriebssitz stellt weder einen 
Verstoß gegen Unionsrecht noch gegen Verfassungsrecht dar. 
Der unter anderem für das Wettbewerbsrecht zuständige Bundesgerichtshof hat entschieden, dass 
die sich aus dem Personenbeförderungsgesetz (PBefG) für Mietwagen ergebende Verpflichtung zur 
unverzüglichen Rückkehr zum Betriebssitz nach Ausführung des Beförderungsauftrags bei fehlendem 
grenzüberschreitendem Bezug nicht in den Anwendungsbereich des Unionsrechts fällt. 
Durchgreifende Zweifel an der Verfassungsmäßigkeit dieser Rückkehrpflicht hat der Senat ebenfalls 
nicht.“  

Quelle: BGH, Urteil vom 3. Juni 2026 - I ZR 123/25, Kostenl. Urt. V. 08.06.26 K. L. 
 

14.   Neu: Verjährungsfrist und digitaler Führerschein 
Mit dem Fünften Gesetz zur Änderung des Straßenverkehrsgesetzes und anderer straßenverkehrs-
rechtlicher Vorschriften vom 12. Mai 2026 wird zum 01.07.26 folgendes in § 26 StVG neu geregelt: 
„Die Frist der Verfolgungsverjährung beträgt bei Ordnungswidrigkeiten nach § 24 Absatz 1 sechs 
Monate.“ 
In § 2 StVG wird folgendes neu eingefügt:  
„(1a) Der Inhaber eines Führerscheins nach Absatz 1 Satz 3 kann diesen durch einen digitalen 
Führerschein nach § 2d nachweisen. Der digitale Führerschein berechtigt im Inland zum Nachweis des 
Führerscheins. Das Aushändigen eines Führerscheins wird beim digitalen Führerschein durch das 
Vorzeigen und Ermöglichen der Überprüfung der Daten ersetzt. 
(1b) Der Nachweis des Führerscheins durch einen digitalen Führerschein ist ausgeschlossen, 
1. solange gegen den Inhaber des Führerscheins ein Fahrverbot wirksam ist, 
2. wenn die Fahrerlaubnis des Inhabers des Führerscheins erloschen ist, 
3. wenn dem Inhaber des Führerscheins die Fahrerlaubnis nach § 111a Absatz 1 der 
Strafprozessordnung 
vorläufig entzogen worden ist oder 
4. wenn sich der Führerschein auf Grund behördlicher Maßnahmen nicht im Besitz seines Inhabers 
befindet 
und kein Fall der Nummern 1 bis 3 vorliegt.“ 
Ansonsten gibt es noch eine Vielzahl weiterer Ergänzungen und Neuerungen in diesem fünften 
Gesetz zur Änderung des Straßenverkehrsgesetzes und anderer straßenverkehrs-rechtlicher 
Vorschriften vom 12. Mai 2026 

Quelle: BGBL Teil 1 v. 18.05.26, Nr. 142 K. L. 
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15.  Bundesverkehrsministerium über die Reform der Ausbildung für die FE-Klasse B 
Das Bundesverkehrsministerium stellt u.a. folgendes über die Reform zur Ausbildung für die 
Fahrerlaubnislasse B vor: 
„Fahrpraxis ist unbestritten der entscheidende Faktor für eine sichere Teilnahme am Straßenverkehr. 
Wir wollen den Freiraum schaffen, mehr Fahrpraxis auch in der Ausbildung für den PKW-Führerschein 
zu erlangen. Andere Länder, wie Österreich, machen das mit der dortigen 
sogenannten Laienausbildung bereits seit Jahrzehnten erfolgreich vor. Dahinter verbirgt sich, dass die 
Schülerinnen und Schüler mit einer nahestehenden Person einen Teil der praktischen Fahrausbildung 
absolvieren. 
Die Regelung soll zeitlich befristet (fünf Jahre) eingeführt und begleitend evaluiert werden. Das 
könnte für die Praxis konkret heißen:   
Ablauf: 
a) vor Start der Laienausbildung 

 Nachweise wie bei normaler Ersterteilung der FE-Klasse B 
 Erfolgreiche Absolvierung der Theorieprüfung 
 6 praktische Fahrstunden (ohne Simulatoreinsatz) 
 Theoretische Einweisung gemeinsam mit den Begleitpersonen 

b) Laienausbildung 
 1.000 km Fahrleistung in Begleitung 
 Führen eines Fahrtenprotokolls durch Bewerber 

c) Nach der Laienausbildung 
 Beobachtungsfahrt mit Begleitperson und Fahrlehrer 
 Mindestens 6 praktische Fahrstunden (einschließlich der besonderen Ausbildungsfahrten – 

ohne Simulatoreinsatz) 
 Prüfungsvorbereitungsfahrt zur Feststellung der Prüfungsreife vor Anmeldung zur Prüfung 

Anforderungen an den Laienausbilder: 
a) Maximal 2 Laienausbilder (Besonderes Näheverhältnis zum Bewerber, z.B. Eltern oder nahe 
Verwandte) 
b) Besitz FE-Klasse B seit mindestens sieben Jahren 
c) Keine Bestrafung wegen eines Entzugsdelikts in den vorangegangenen drei Jahren und im 
Fahreignungsregister mit nicht mehr als einem Punkt belastet 
Anforderungen während der Laienausbildung: 
a) Bei der Durchführung von Übungsfahrten dürfen sowohl Bewerber als auch Laienausbilder nicht 
unter der Wirkung eines alkoholischen Getränks oder der Substanz Tetrahydrocannabinol stehen 
bzw. ein alkoholisches Getränk oder die Substanz Tetrahydrocannabinol zu sich nehmen (entspricht 
der aktuellen Regelung für Fahranfänger). 
b) Kennzeichnung für Übungsfahrten vorne und hinten am Fahrzeug (in Österreich blaue Tafel mit 
weißer Aufschrift „L“ und Tafel mit der Aufschrift „Übungsfahrt“) 
Die praktische Ausbildung in der Fahrschule und praktische Prüfung müssen hinsichtlich der 
Antriebsart (Automatik oder Schaltgetriebe) auf dem gleichen Fahrzeug stattfinden, wie es für die 
Laienausbildung genutzt wird.“ 

Quelle: BMV v. 11.02.2026 K. L. 
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16.   Brüssel verbietet Leih-E-Scooter 
Brüssel verbietet ab 2027 Leih-E-Scooter, wie die Brüsseler Regierung am Donnerstag bekanntgab. 
Grund für diese Entscheidung sind die steigende Zahl von Unfällen, die zunehmende Belästigung 
anderer Verkehrsteilnehmer und der Missbrauch der Leihroller für kriminelle Zwecke. In der Region 
Brüssel-Hauptstadt wurden im vergangenen Jahr 666 Menschen bei Unfällen mit E-Scootern verletzt, 
was einem Anstieg von 25% gegenüber 2024 entspricht. Schlecht geparkte Roller versperren oft den 
Weg für andere Verkehrsteilnehmer. Laut Julien Moinil von der Brüsseler Staatsanwaltschaft wurden 
die Roller im vergangenen Jahr 25 Mal bei Schießereien in der belgischen Hauptstadt eingesetzt. 
In Paris, Madrid und Prag sind die E-Scooter bereits verboten. Sharing-Fahrräder bleiben in Brüssel 
jedoch weiterhin erlaubt. 

Quelle: Mobiliteit / NL v. 12.06.26, (frei übersetzt ohne Gewähr) K. L. 
 

17.  Antrag im Bundestag für unkompliziertere Prüfungen von DDR-Simson-Mopeds 
Im Bundestag wurde ein Antrag an die Bundesregierung gestellt, die Zulassung von Export-Simson-
Kleinkrafträdern zu erleichtern. So wird folgendes gefordert: „Die Bundesregierung wird daher 
aufgefordert, die notwendigen Rahmenbedingungen zu schaffen, dass für in der DDR gebaute 
Kleinkrafträder, die in Bezug auf fahrsicherheitsrelevante Komponenten baugleich sind mit jenen, für 
die im Einigungsvertrag besagte Ausnahmeregelung besteht, die Ausnahmeregelung ebenfalls gilt. 
Außerdem soll sie sich bei den Bundesländern dafür einsetzen, dass bei offensichtlicher Baugleichheit 
eine Einzelabnahme nicht zwingend erforderlich ist und die Kleinkrafträder mit einfachem TÜV 
unkompliziert zugelassen werden,…“ 

Quelle: Bundestag, Verkehr/‘Antrag 21/6351 K. L. 
 

18.  ADAC informiert zu unzulässigen Ganzjahresreifen in Italien 
„In Italien gibt es keine Sommerreifenpflicht. Allerdings dürfen bestimmte Winter-, Allwetter- und 
Ganzjahresreifen in den Sommermonaten nicht verwendet werden. Welche Reifen zulässig sind und 
worauf man unbedingt achten muss. 

 Verbot gilt auch für in Deutschland zugelassene Fahrzeuge 
 Entscheidend ist der Geschwindigkeitsindex der Reifen 
 Bei Verstoß droht ein Bußgeld von mindestens 431 Euro 

Seit 16. Mai bis 14. Oktober dürfen in Italien Winter-, Ganzjahres- oder Allwetterreifen nur gefahren 
werden, wenn sie einen Geschwindigkeitsindex ("Speedindex") aufweisen. Der muss mindestens dem 
in der Zulassungsbescheinigung Teil I (Fahrzeugschein) festgesetzten Geschwindigkeitsindex 
entsprechen. Reifen mit einem niedrigeren Speedindex sind in diesem Zeitraum nicht erlaubt.“ 

Quelle: ADAC v. 09.06.26, v. St. Königer, S. Ettenhuber, Kr. Benecke K. L. 
 

19.  Grenzüberschreitende Zusammenarbeit bei autonomen Fahrzeugen 
„Autonome Fahrzeuge sollen künftig nicht mehr an Landesgrenzen stoppen müssen. Deutschland und 
16 weitere EU-Staaten wollen die Entwicklung und den Einsatz automatisierter Fahrzeuge künftig 
enger koordinieren. Ziel ist es, autonome Mobilität grenzüberschreitend im regulären Verkehr zu 
ermöglichen.“ 

Quelle: Eurotransport v. 11.06.26, C. Nallinger K. L. 
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20.   EU-weite Erhebung zu Fahrraddaten 
Am 3. Juni, dem Weltfahrradtag, hat die Europäische Kommission die erste EU-weite Basiserhebung 
zu Fahrradinfrastruktur, Fahrradnutzung, Fahrradsicherheit und Fahrraddienstleistungen 
veröffentlicht. Neben der Basiserhebung enthält die Veröffentlichung Empfehlungen zur Erhebung 
von Fahrraddaten, mit denen die Mitgliedstaaten die Fortschritte in diesen vier Bereichen 
überwachen können. Die Veröffentlichung ist der Abschlussbericht der Studie „Cycling Counts“. 
Die Ergebnisse der Basiserhebung, die auf nationalen, regionalen und lokalen Datensätzen der EU-
Mitgliedstaaten sowie EU-weiten Fragebogenumfragen basieren, zeigen unter anderem, dass es in 
der EU fast 1 Million Kilometer fahrradfreundliche Infrastruktur gibt. Davon sind über 300.000 km 
separate Radwege, 30.000 km Radstreifen und 630.000 km fahrradfreundliche Straßen mit 
gemischtem Verkehr. 
Von allen EU-Einwohnern steigen 23,6 Prozent mindestens einmal pro Woche aufs Fahrrad. Männer 
(27,6 Prozent) tun dies häufiger als Frauen (20 Prozent). 
 Es gibt große Unterschiede in den erhobenen Daten zum Thema schwer verletzte Radfahrer in der 
EU, beispielsweise aufgrund von Untererfassung und unterschiedlichen Definitionen dessen, wann 
jemand als „schwer verletzt“ gilt. Obwohl das Risiko, im Straßenverkehr zu sterben, pro gefahrene 
Kilometer auf EU-Ebene berechnet werden konnte, war dies für schwer verletzte Radfahrer noch 
nicht möglich.  

Quelle: 

EU-Kommission, Directorate-General for Transport and Mobility Directorate B - 
Investment, Innovative & Sustainable Transport Unit B3 - Innovation and Urban 

Mobility, THE DEVELOPMENT OF CROSSBORDER CYCLING LANE INFRASTRUCTURE: 
Study on current state and possible development of European Union cycling 

infrastructure. Contract: MOVE/2024/OP/0029, Final Report 
(freie Übersetzung ohne Gewähr) 

K. L. 

 

21.  EU-Parlament für neue Regeln im Kfz-Bereich 
Das EU-Parlament hat sich für neue EU-Vorschriften zum Bau von Fahrzeugen und zur Entsorgung von 
Altfahrzeugen ausgesprochen: 

 Neue Fahrzeuge sollen so konzipiert werden, dass Wiederverwendung und -verwertung 
maximiert werden 

 Es soll verbindliche Ziele für die Verwendung recycelter Materialien in neuen Fahrzeugen 
geben 

 Nicht verkehrstaugliche Fahrzeuge dürfen nicht mehr exportiert werden 
 Von den 285,6 Millionen Kraftfahrzeugen auf den Straßen der EU erreichen jedes Jahr 6,5 

Millionen das Ende ihrer Lebensdauer 
Quelle: EU-Parlament v. 18.06.26 (freie Übersetzung ohne Gewähr) K. L. 

 

22.   Statistische Erfassung von THC-Konzentrationen bei Verkehrsunfällen 
„Die Bundesregierung will das Straßenverkehrsunfallstatistikgesetz novellieren, um bei Unfällen die 
statistische Erfassung der THC-Konzentration im Blutserum abzudecken. Der dazu vorgelegte 
„Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung des Straßenverkehrsunfallstatistikgesetzes“ (21/6558) 
steht am Donnerstag (25.06.26, d. Verf.) auf der Tagesordnung des Bundestages. Er soll im vereinfachten 
Verfahren dem Verkehrsausschuss zur weiteren Beratung überwiesen werden.“ 

Quelle: Bericht aus dem Bundestag v. 22.06.26 K. L. 
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Haftungsausschluss 

Die Herausgeber der Infoschrift „Informativ“ haben den Newsletter mit großer Sorgfalt erstellt. Alle Inhalte sind zur allgemeinen 
Information bestimmt und stellen keine geschäftliche, rechtliche oder sonstige Beratungsdienstleistung dar. 

Die Verkehrswacht Münster und damit auch der Herausgeber von „Informativ“ übernehmen keine Gewähr und haften auch nicht 
für etwaige Schäden materieller oder ideeller Art, die durch Nutzung der Informationen verursacht werden. 

Für die Inhalte von verlinkten Internetseiten sind die Herausgeber nicht verantwortlich. Für die Angebote Dritter wird keine Haftung 
übernommen. Etwaige Abmeldungen vom Newsletter, Rückfragen, Anregungen oder auch Anmeldungen für den Bezug sind an 

die unten angegebene E-Mail-Adresse zu senden. Dieser Newsletter ist im Internet unter folgendem Link abrufbar:  
https://www.verkehrswacht-muenster.de/index.php?id=2663  
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